
Das Bundesverfassungsgericht, dem jetzt der Verbots­
antrag gegen die KPD vorliegt, ist durch besondere 
Merkmale gekennzeichnet. Zunächst hat es eine fast un­
begrenzte Zuständigkeit. Es entscheidet nach § 13 des 
erwähnten Gesetzes unter anderem über die Verwir­
kung von Grundrechten, die Verfassungswidrigkeit von 
Parteien, die Gültigkeit von Wahlhandlungen, Anklagen 
gegen den Bundespräsidenten, Verfassungsstreitigkeiten 
zwischen obersten Bundesorganen, Streitigkeiten über 
die Verfassungsmäßigkeit von Gesetzen oder die Ver­
einbarkeit von Landesrecht mit Bundesrecht, öffentlich- 
rechtliche Streitigkeiten zwischen dem Bund und den 
Ländern oder zwischen den Ländern, über Richter­
anklagen, über die Frage, ob Regeln des Völkerrechts 
Bestandteile des Bundesrechts sind, und über einige 
andere entscheidende politische Streitigkeiten. Das Bun­
desverfassungsgericht legt das Grundgesetz mit „bin­
dender Wirkung“ aus und kann praktisch jedes Gesetz 
und jeden Verwaltungsakt für unwirksam erklären. 
Seine Entscheidungen binden nach § 31 des Gesetzes 
die „Verfassungsorgane des Bundes und der Länder 
sowie alle Gerichte und Behörden“. Sie haben in allen 
Fällen der abstrakten Normenkontrolle Gesetzeskraft.

Das Bundesverfassungsgericht bestimmt nach § 35 
selbst, wer seine Entscheidungen vollstreckt und wie 
dieses zu geschehen hat; es kann selbst weitestgehende 
einstweilige Anordnungen erlassen (§ 32).

Das Bundesverfassungsgericht ist ein Teil des Bonner 
Justizapparates. Praktisch ist es über das Parlament 
gestellt, kontrolliert dessen Tätigkeit, kann dessen Be­
schlüsse aufheben und ist besonders geeignet, ein Organ 
einer gegen die Mehrheit der Bevölkerung gerichteten 
offenen Diktatur zu werden. Auch in der Schaffung dieses 
neuen Organs spiegelt sich einerseits die Tendenz der 
Adenauerclique, sich Instrumente für den Übergang zu 
diktatorischen Regierungsformen zu schaffen, und 
andererseits der Einfluß amerikanischer Methoden bei 
den Faschisierungsbestrebungen in Westdeutschland. 
Denn gerade der Vorrang von Justizorganen gegenüber 
dem Parlament bei der Sicherung der Herrschaft der 
reaktionärsten Kräfte der Monopolbourgeoisie ist eine 
speziüsch amerikanische Erscheinung, die sich in den 
Funktionen und in der Praxis des Obersten Bundes­
gerichtes der USA zeigt.

Daß das Bundesverfassungsgericht der Initiator des 
Polizeiüberfalls auf die KPD am 31. Januar 1952 war, 
bestätigt diese seine Rolle.

e) Schließlich zeigt sich eine charakteristische Ver­
änderung im westdeutschen Staatsmechanismus auch in 
der zunehmenden personellen Faschisierung des Staats­
apparates. Dies gilt nicht nur für den gesamten Polizei­
apparat, die sogenannten deutschen „Diensteinheiten“ 
und die mit der Vorbereitung des Aufbaus einer west­
deutschen Aggressionsarmee beauftragten Stellen und 
Organisationen, die sich völlig in den Händen ehe­
maliger nazistischer Generale oder höherer Offiziere 
befinden. Der gleiche Prozeß vollzieht sich im ge­
samten Staatsapparat der Bundesregierung, vor allen 
Dingen in Schlüsselpositionen wie der inneren Ver­
waltung und dem auswärtigen Dienst. Es ist nur ein 
Ausdruck dieser allgemeinen Tendenz, daß der Verbots­
antrag gegen die KPD die Unterschrift des Bundes­
innenministers Dr. Lehr trägt und daß der verantwort­
liche Organisator der Polizeiaktion vom 31. Januar 1952 
der Staatssekretär im Bundesinnenministerium Ritter 
von Lex war.

Welche Einstellung die Adenauerclique zu dieser 
Frage hat und welche Politik sie betreibt, beweist 
eine Erklärung des Staatssekretärs im Auswärtigen 
Amt, Professor Dr. Hallstein, die die amerika­
nische „Neue Zeitung“ am 26. März 1952 veröffent­
lichte. Danach wandte sich Hallstein gegen die Be­
hauptung, daß 85 °/o der leitenden Beamten im Aus­
wärtigen Amt ehemalige Nationalsozialisten seien, und 
erklärte, daß von den zur Zeit beschäftigten 75 Mini­
sterialdirektoren, Ministerialdirigenten und Referats­
leitern n u r 65 °/o der NSDAP angehört haben. Er sagte 
dann wörtlich:

„Ich halte von all diesen Zahlen verhältnismäßig wenig. 
Es ist doch ein Stück deutscher Geschichte, daß viele 
Deutsche Mitglied der Partei waren. . . . Ich halte es aus 
menschlichen wie auch aus dienstlichen Gründen lür 
meine Pflicht, mich vor meine Deute zu stellen."

f) Man kann die Behandlung der Frage der Wider­
spiegelung des Wiedererstehens des deutschen Imperia­

lismus im Bonner Staatsmechanismus nicht abschließen, 
ohne dabei auf die Rolle der reaktionären gesellschaft­
lichen und halbstaatlichen Organisationen hinzuweisen. 
Walter Ulbricht erklärte auf der 8. Tagung des ZK 
der SED:

„Das westdeutsche Monopolkapital fördert besonders die 
Organisierung der militärischen Organisationen und Ver­
bände. Es will auf diese Weise einen innenpolitischen Fak­
tor schaffen, der eine ähnliche Rolle spielt wie im Jahre 
1932/33 die SA“13).

An Hand zahlreicher Beispiele wies er den Prozeß 
der Herausbildung spezieller, der Vorbereitung einer 
Militärdiktatur dienender Schlägerorganisationen nach. 
Inzwischen brachte die amerikanische „Neue Zeitung“ 
am 12. März 1952 folgenden, diese Vorgänge charakte­
risierenden Bericht:

„Der erste Landesparteitag der Deutschen Partei (DP) 
in Hessen, der am Sonnabend in Frankfurt zu Ende ging, 
hat zugleich auch die Vorsitzenden der Parteiorganisation 
für Hessen gewählt. Gleichberechtigte Vorsitzende wurden 
durch einstimmige Wahl Dr. Heinrich L e u c h t g e n s  und 
.Oberbürgermeister z. Wv. (zur Wiederverwendung)’ Dr. 
Fritz K r e b s .  Dr. Leuchtgens, der über die Liste der 
FDP 1949 in den Bundestag gewählt wurde, war Gründer 
der hessischen Nationaldemokratischen Partei. Dr. Krebs, 
ehemaliger Kreisleiter der NSDAP, preußischer Staatsrat 
und Oberbürgermeister der Stadt Frankfurt von 1933 bis 
1945, hat, wie er in einem offiziellen Lebenslauf mitteilte, 
.seit 1922 für die NSDAP gearbeitet’.

Der Parteitag beschloß, insgesamt sechs Bezirke zu bil­
den. Vorsitzende dieser Bezirke wurden u. a. der frühere 
Oberste SA-Führer (1926 bis 1930) Franz P f e f f e r  v o n  
S a l o m o n ,  der frühere NS-Funktionär und Oberbürger­
meister von Offenbach von 1934 bis 1945, Dr. Helmuth 
S c h r a n z ,  sowie der ehemalige Oberbürgermeister von 
Darmstadt B u c h s b a u m .

Die DP beabsichtigt, wie auf dem Parteitag bekannt­
gegeben wurde, sich an den am 4. Mai stattfindenden 
Kommunalwahlen zu beteiligen. Mit Hilfe der Nichtwähler, 
.Enttäuschten und Entrechteten’ will man ,die marxisti­
sche Mehrheit’ in Hessen brechen. Der erste Vorsitzende 
Dr. Krebs hatte sich in einer Rede an die .Volksgenossen 
und Volksgenossinnen’ gewandt und den demokratischen 
Volksstaat bejaht, da das Führerprinzip ad absurdum ge­
führt worden sei. Bundesminister H e 1 1 w e g e wieder­
holte in einer Rede seine Forderung nach einer .konser­
vativen Revolution’, die er ,im Sinne einer konservativen 
Erneuerung’ verstanden wissen wollte."

Demgegenüber steht die Tatsache, daß der Verbots­
antrag gegen die KPD ausdrücklich auf 37 in ihm auf­
gezählte demokratische Organisationen ausgedehnt 
worden ist, die als „von der KPD unmittelbar oder 
mittelbar kontrolliert“ bezeichnet werden. Unter 
ihnen befinden sich die bereits verbotene FDJ, das 
Komitee der Jungen Friedenskämpfer, der Internatio­
nale Studentenbund, das deutsche Ärbeiterkomitee, alle 
Organisationen der Nationalen Front, der demokratische 
Kulturbund, der gesamtdeutsche Arbeitskreis für Land- 
und Forstwirtschaft, der demokratische Frauenbund, die 
deutsche Gemeinschaft zum Schutz der Kinder, die Ge­
sellschaft für Deutsch-Sowjetische Freundschaft, die 
VVN, der Hauptausschuß für Volksbefragung, die Ar­
beitsgemeinschaft westdeutscher Ärzte, die Vereinigung 
demokratischer Juristen, der Rat zur Verteidigung 
demokratischer Rechte usw. usw.

Einerseits wird also der Bonner Staatsapparat zur 
brutalen Unterdrückung aller Organisationen eingesetzt, 
die sich — ganz gleich, aus welchen politischen oder 
weltanschaulichen Gründen — dem nationalen Verrat 
der Adenauerclique entgegenstellen. Andererseits wer­
den militärische und halbfaschistische Organisationen 
mit allen Mitteln hochgezüchtet und gefördert. Mit 
Recht erklärte daher Walter Ulbricht auf der 8. Ta­
gung des ZK der SED:

„Die Tatsachen beweisen, daß Adenauer die militaristi­
schen Organisationen zu einem innenpolitischen Machtin­
strument entwickeln will. Mit Hilfe der Bonner Regie­
rungsstellen werden deshalb alle Anstrengungen unter­
nommen, die Einzelverbände und Kameradschaften in 
Form eines Dachverbandes zusammenzufassen. Es ist 
charakteristisch, daß die Mehrzahl dieser Verbände der 
Bonner Regierung ihre Treue gelobt hat und ihre Werbe­
tätigkeit direkt auf Anweisung der Bonner Regierungs­
stellen durchführt. “14)

Die offiziellen Regierungsparteien, die die Politik 
der Adenauerclique unterstützen, unterliegen als Teil 
des Staatsmechanismus der gleichen Entwicklung wie

13) „Neues Deutschland“ vom 26. Februar 1952.
H) a. a. O.
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